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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 92/09 B 
 
L 2 U 47/08 (LSG für das Saarland) 
S 4 U 259/06 (SG für das Saarland) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. September 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Be-

schluss des Landessozialgerichts für das Saarland vom 2. März 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch 

bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz 

begründet werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie 

hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt sich auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach § 160 Abs 2 

Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensman-

gel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 

SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf 

einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit der Kläger behauptet, das LSG hätte sich gedrängt fühlen müssen, die arbeitstechni-

schen Voraussetzungen der Berufskrankheit Nr 2108 aufzuklären, ist eine Verletzung der 

Amtsermittlungspflicht nicht in der gebotenen Weise bezeichnet worden. Es fehlt an der 

Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags, den das LSG übergangen haben 

könnte. Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG ist das Übergehen 

eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung 

darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch 

nicht als erfüllt ansieht. Zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten muss der 

Beweisantrag in der abschließenden mündlichen Verhandlung oder bei einer Entscheidung 

ohne mündliche Verhandlung schriftsätzlich zu einem Zeitpunkt gestellt worden sein, in dem 

feststand, dass das LSG von sich aus Ermittlungen nicht mehr durchführen würde. (BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 20 und 31 sowie BVerfG SozR 3-1500 § 160 Nr 6). Im Falle einer 

Entscheidung durch Beschluss nach § 153 Abs 4 Satz 1 SGG ist daher ein Beweisantrag nach 

der Anhörung iS des § 153 Abs 4 Satz 2 SGG aufrecht zu erhalten oder zu stellen (vgl BSG 

SozR 3-1500 § 160 Nr 31). Dass der Kläger bis zuletzt einen die arbeitstechnischen 

Voraussetzungen betreffenden Beweisantrag gestellt hätte, ist der Beschwerdebegründung 

indes nicht zu entnehmen. 

 

Unabhängig davon, ob der Kläger bis zuletzt einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag 

hinsichtlich der arbeitsmedizinischen Voraussetzungen gestellt hat, ist der Verfahrensmangel 
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der unzureichenden Sachaufklärung nur ordnungsgemäß bezeichnet, wenn schlüssig 

dargelegt wird, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum 

tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar 

offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts zwingende 

Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden Tatsachen nach der Rechtsauffassung 

des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 19.6.2008 - B 2 U 76/08 B - mwN). "Ohne 

hinreichende Begründung" ist nicht formell, sondern materiell im Sinne von "ohne 

hinreichenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Umstände, durch die sich 

das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, den 

medizinischen Sachverhalt weiter aufzuklären, sind der Beschwerdebegründung indes nicht zu 

entnehmen. Der Kläger legt nur dar, weshalb es aus seiner Sicht einer weiteren 

Sachverhaltsaufklärung bedurft hätte. 

 

Soweit der Kläger eine Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 Abs 1 Grund-

gesetz, § 62 SGG) wegen Verstoßes des LSG gegen § 153 Abs 4 SGG rügt, hat er nicht im 

Einzelnen dargetan, dass seitens des LSG ein Ermessensfehlgebrauch vorlag. Eine Sachent-

scheidung ohne mündliche Verhandlung nach § 153 Abs 4 SGG ist nur zu beanstanden, wenn 

die Verfahrensweise des LSG auf sachfremden Erwägungen oder grober Fehleinschätzung be-

ruht (BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 13 mwN). An Ausführungen hierzu fehlt es. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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